
Untergliederungen eines Vereines
können gegen den Verein klagen !
Bundesgerichtshof bestätigt Teilrechtsfähigkeit rechtlich
unselbständiger Untergliederungen

von DBSV-Generalsekretär Rechtsanwalt Patrick R. Nessler,
Neunkirchen/Saar*

Mit seinem Urteil vom 02.07.2007, Az. II ZR 111/05, hat der Bundesgerichtshofs (BGH) seine
bisherige Rechtsprechung (z. Bsp. BGHZ 90, 331, 333) nochmals bestätigt, dass eine Un-
tergliederung eines eingetragenen Vereins als nicht rechtsfähiger Verein anzusehen ist,
wenn er auf Dauer Aufgaben nach außen im eigenen Namen durch eine eigene, handlungs-
fähige Organisation wahrnimmt.

Die Untergliederung (Abteilung, Bezirk, Kreis etc.) ist danach (BGHZ 90, 331, 333; 73, 275,
278; BGH, Urt. v. 21.03.1972, Az. VI ZR 157/70) ein nichtrechtsfähiger Verein, wenn die Un-
tergliederung

 eine körperschaftliche Verfassung besitzt,
 einen Gesamtnamen führt,

vom Wechsel ihrer Mitglieder unabhängig ist und
 neben ihrer unselbständigen Tätigkeit für den Hauptverein Aufgaben auch eigen-

ständig wahrnimmt.

Neu ist die Ausführung des BGH, dass eine solche Untergliederung dann -auch über den
Wortlaut des § 50 Abs. 2 der Zivilprozessordnung (ZPO) hinaus- selbst Kläger oder Be-
klagter in einem Gerichtsverfahren sein kann.

Zwar hat der BGH in der Vergangenheit entsprechend dem Wortlaut des § 50 Abs. 2 ZPO
nicht rechtsfähigen Vereinen die aktive Parteifähigkeit versagt (BGHZ 109, 15 ff.). Zwischen-
zeitlich hat der BGH der (Außen-)Gesellschaft bürgerlichen Rechts die aktive und passi-
ve Parteifähigkeit zuerkannt (BGHZ 146, 341 ff.). Da § 54 Satz 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches (BGB) für den nicht rechtsfähigen Verein ergänzend auf die Vorschriften über die
Gesellschaft bürgerlichen Rechts verweist, kann ihm nach Auffassung des BGH in Abkehr
vom früheren Verständnis die aktive Parteifähigkeit nicht weiter vorenthalten werden.

Ausdrücklich erlaubt hat der BGH in dieser Entscheidung, dass eine solche Untergliederung
gegen den Verein klagen darf, wenn Rechte der Untergliederung durch den Verein verletzt
werden. Umgekehrt kann der Verein nun auch eine Klage gegen die Untergliederung richten.

Bitte wenden !



Im Zivilprozess stünden sich zwar zwei Parteien mit gegensätzlichen - nämlich auf Angriff
und Verteidigung bedachten - Positionen gegenüber. Auch folge aus dem Parteiengegensatz
die zwingende Notwendigkeit einer Personenverschiedenheit von Kläger und Beklagtem, so
dass Organstreitverfahren innerhalb eines Vereines nur ausnahmsweise aufgrund einer be-
sonderen gesetzlichen Ermächtigung zulässig seien.

Doch ist nach der neuen Rechtsauffassung des BGH zur (Teil-)rechtsfähigkeit des nicht ein-
getragenen Vereins die Untergliederung aber gerade deshalb ein von dem Verein zu un-
terscheidendes Rechtsgebilde dar.

Nach dieser klaren Aussage des BGH ist auch die Gefahr für Vorstände dieser Untergliede-
rungen weiter gewachsen, als für den nicht rechtsfähigen Verein „Abteilung“, „Bezirk“, „Kreis“
etc. Handelnder nach § 54 S. 2 BGB neben dem Verein und der Untergliederung für deren
Verbindlichkeiten mit dem eigenen Privatvermögen zu haften.

*) Rechtsanwalt Patrick R. Nessler ist seit 2004 Generalsekretär des Deutschen Betriebssportverbandes e. V. und
seit 2005 der Sprecher des Ausschusses für „Aus- und Weiterbildung“. Bereits seit 2000 gehört Rechtsanwalt
Nessler dem Arbeitskreis „Leitbild“ des DBSV an.
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